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BESCHLUSS 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Irene ALTENDORFER als Einzelrichterin über die 
Beschwerde der Ehegatten XXXX gegen den Bescheid der Sozialversicherungsanstalt der Bauern, Regionalbüro 
Oberösterreich, vom 17.06.2013, OB. XXXX , betreffend Beitragspflicht, Beitragsgrundlage sowie monatliche 
Beitragshöhe für bäuerliche Nebentätigkeiten gemäß dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz nach Durchführung 
einer mündlichen Verhandlung am 03.11.2016 beschlossen: 
 

A) 
 

Das Beschwerdeverfahren wird gemäß § 28 Abs. 1 in Verbindung mit § 31 Abs. 1 
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) idgF eingestellt. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

BEGRÜNDUNG: 
 

I. Verfahrensgang 
 

Mit dem in Beschwerde gezogenen Bescheid der Sozialversicherungsanstalt der Bauern, Regionalbüro 
Oberösterreich, (in der Folge belangte Behörde) vom 17.06.2013 wurde festgestellt, dass die aus dem 
Einheitswert der Eigen- und Pachtgründe als Versicherungswert ermittelte Beitragsgrundlage aufgrund 
beitragspflichtiger Einnahmen aus landwirtschaftlichen Nebentätigkeiten im Jahr 2012 monatlich um € 174,27 
zu erhöhen ist und die beschwerdeführenden Parteien (in der Folge bPen) folglich zur Entrichtung näher 
bezifferter Beiträge in der Kranken-, Pensions- und Unfallversicherung verpflichtet sind. Gegen diese 
Entscheidung wurde mit Schriftsatz vom 25.06.2013 fristgerecht Beschwerde erhoben, welche mit Schreiben 
vom 08.12.2016 (unterzeichnet von beiden bPen) zurückgezogen wurde. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

1. Feststellungen: 
 

Hinsichtlich des Sachverhaltes wird auf den Verfahrensgang verwiesen. 
 

2. Beweiswürdigung: 
 



 Bundesverwaltungsgericht 09.01.2017 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

Der Verfahrensgang und die Feststellungen ergeben sich zweifelsfrei aus dem zur gegenständlichen Rechtssache 
vorliegenden Verfahrensakt der belangten Behörde sowie des Bundesverwaltungsgerichtes. 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

Gemäß Art. 151 Abs. 51 Ziffer 8 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG), BGBl. Nr. 1/1930, geht die Zuständigkeit 
zur Weiterführung der mit Ablauf des 31.12.2013 bei den Behörden anhängigen Verfahren, in denen diese 
Behörden sachlich in Betracht kommende Oberbehörde oder im Instanzenzug übergeordnete Behörde sind, auf 
die Verwaltungsgerichte über. 
 

Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder 
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Gemäß § 182 Z 7 BSVG gelten die 
Bestimmungen des Siebenten Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßgabe, dass § 414 
Abs. 2 und 3 ASVG nicht anzuwenden ist. Gegenständlich liegt somit Einzelrichterzuständigkeit vor. 
 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des 
IV. Teiles, [ ] und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen 
sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen 
Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte. 
 

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern 
die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemäß § 31 Abs. 1 VwGVG erfolgen 
die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fällen ist. 
 

Zu A) Einstellung des Verfahrens 
 

Eine Zurückziehung der Beschwerde durch die beschwerdeführende Partei ist in jeder Lage des Verfahrens ab 
Einbringung der Beschwerde bis zur Erlassung der Entscheidung möglich (Eder/Martschin/Schmid, Das 
Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, § 7 VwGVG, K 6). Das von Verwaltungsgerichten geführte 
Beschwerdeverfahren ist einzustellen, wenn das Rechtsmittel zurückgezogen wurde. Die Einstellung des 
Beschwerdeverfahrens hat in der Rechtsform des Beschlusses zu erfolgen (VwGH vom 29.04.2015, Fr 
2014/20/0047). 
 

Aufgrund des im Schreiben vom 08.12.2016 unmissverständlich formulierten Parteiwillens - der Zurücknahme 
der Beschwerde - ist einer Sachentscheidung durch das Verwaltungsgericht die Grundlage entzogen und war 
daher das Beschwerdeverfahren einzustellen. 
 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; 
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 
beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 
Rechtsfrage vor. 
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